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Bezirksregierung Münster  Münster, den 10.04.2025 
500-53.0048691/0020.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 

dez53@brms.nrw.de 
 

Die Firma Arsol Aromatics GmbH & Co. KG, Uferstraße 105 in 45881 Gelsenkirchen 

hat die Genehmigung zur wesentlichen Änderung einer Anlage zur Destillation oder 

Weiterverarbeitung von Teer oder Teererzeugnissen oder von Teer- oder Gaswasser 

auf dem Grundstück Uferstraße 105 in 45881 Gelsenkirchen (Gemarkung Hessler, 

Flur 4, Flurstück 33/75/79/473/481/503/678) beantragt. 

Gegenstand des Antrages ist im Wesentlichen die Zuordnung der Hauptanlage zur Nr. 

4.8 der 4. BImSchV und Entfall der Zuordnung zur Nr. 1.12 der 4. BImSchV,  

Umnutzung von Tanks und Entfall von drei Tanken im Tanklager, Änderungen der 

(Eisenbahn-) Kesselwagen (KWG) Be- und Entladung sowie der Tankkraftwagen 

TKW-Beladung, Austausch und Änderung der bestehenden Hochtemperatur (HT) –

Fackel, Entfall der zweiten HT-Fackel, Änderung der baulichen Ausführung der 

Auffangwanne des Schiffsanlegers, Bauliche Änderungen im Tanklager sowie 

Anpassungen der feuerwehrtechnischen Einrichtungen. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(4. BImSchV) und den Bestimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Im Vorfeld ist ermittelt worden, ob für das Vorhaben eine Verpflichtung zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Hierbei wurden die 

einschlägigen Kriterien gemäß Anlage 3 des UVPG zugrunde gelegt. 

Es wurde festgestellt, dass es keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf. 

Maßgeblich für diese Feststellung ist insbesondere, dass durch die Änderungen keine 

zusätzlichen Emissionen entstehen. Auch die Erhöhung der Leistungsfähigkeit der 

geplanten Hochtemperaturfackel ändert durch die gleichbleibende Gasmenge das 

Emissionsbild nicht. Bauliche Änderungen entsprechen dem Stand der Technik.  

Das Vorhaben beeinträchtigt die im Einwirkungsbereich befindlichen ökologisch 

empfindlichen Gebiete nicht. 

Es sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen durch das 

Vorhaben zu erwarten. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar.  

Im Auftrag  

gez. Libor 

 


